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Klimaschutz und Energieversorgung in Deutschland 1990-2020

W.Blum

Max-Planck-Institut für Physik, München, und CERN, Genf

Unter diesem Titel ist im letzten Jahr eine Studie der DPG erschienen [1], die hier vorgestellt werden soll. 

DIE AUFGABE

1. 
Klimasituation und die daraus resultierende Aufgabe
Der durch den Menschen verursachte Beitrag zum Klimawandel ist nicht mehr bloß eine wissenschaftliche Hypothese sondern eine erwiesene Tatsache. Seit Anfang der 1980-er Jahre in der öffentlichen Diskussion, ist der Klimawandel inzwischen so weit verstanden worden, dass eine befriedigende Übereinstimmung der Theorie mit den Messdaten besteht und diese gut erklärt werden. Die durch den Menschen verursachten Veränderungen zeichnen sich deutlich ab. Es ist erwiesen, dass die Treibhausgase (CO2, CH4, N2O, HFC, CF4, C2F6 u.a.) in der Atmosphäre durch die industrielle Tätigkeit des Menschen rapide zugenommen haben und dass sie dadurch die Atmosphäre erwärmt haben und über viele Jahrzehnte weiter erwärmen werden, bedingt durch ihre lange Verweildauer in der Atmosphäre.

Die Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen von 1994 und das Kyoto-Protokoll, das 1997 angenommen wurde und 2005 in Kraft trat, sind völkerrechtliche Verträge für ein weltweites koordiniertes Vorgehen mit dem Ziel, die jährlichen Emissionen der Treibhausgase zunächst zu stabilisieren und zur Mitte des 21. Jahrhunderts auf die Hälfte ihrer Werte von 1990 zu bringen. Nur so lässt sich voraussichtlich die Erwärmung der Erde gegen Ende des Jahrhunderts auf 2 Grad Celsius begrenzen, was allgemein als Obergrenze dafür gilt, dass sich die Pflanzen- und Tierwelt durch Evolution noch an die Klimaveränderung anpassen kann. Eine so starke oder noch stärkere Erwärmung ist für die Menschheit mit hohen Schäden verbunden, die eine verantwortliche Politik so weit wie irgend möglich zu begrenzen hat.

Bei der angestrebten Halbierung der jährlichen globalen Emission von Treibhausgasen bis zur Jahrhundertmitte ist der unterschiedliche Grad der technischen und wirtschaftlichen Entwicklung der Länder dieser Welt ins Auge zu fassen. Die sich am Anfang oder in der Mitte ihrer Entwicklung befinden, haben selbst bei voller Berücksichtigung des Klimaproblems noch eine Zunahme ihrer Emissionen vor sich. Dies ergibt sich aus einem elementaren Recht auf Gleichbehandlung der Völker und der zu erwartenden gewaltigen Bevölkerungsentwicklung. Es ist im Rahmen der Enquete-Kommission abgeschätzt worden, dass die Industrieländer, deren Emissionen allein die Hälfte der gesamten Weltemissionen ausmachen, ihre Emissionen bis zur Jahrhundertmitte sogar um 80% zu senken haben, damit die Welt als Ganzes ihre Emissionen auf die Hälfte herunterbringen kann. Obwohl die globale Klimapolitik noch nicht zu einer allgemeinen Anerkennung derart strenger weltweiter Verpflichtungen gekommen ist, darf dieses langfristige Ziel nicht aus den Augen verloren werden. Die unmittelbaren Ziele der Industrieländer sind vorläufig nicht so radikal, aber dennoch äußerst anspruchsvoll.

2. 
Ziel einer deutschen Klimapolitik 

Deutschland und Europa müssen sich an dieser gigantischen Aufgabe maßgebend beteiligen, nicht nur durch Verringerung der eigenen Treibhausgas-Emissionen, sondern auch durch das Aufzeigen von Wegen, wie dem Klimaproblem begegnet werden kann. Da nur 3-4% der globalen Treibhausgas-Emissionen aus Deutschland stammen, kann das Weltklima durch Verminderung der deutschen Emissionen natürlich nicht verbessert werden. Der Sinn und Zweck einer deutschen Klimaschutzpolitik kann nur darin liegen, Beiträge zu leisten, welche die anderen Akteure überzeugen, gemeinsam die richtigen Schritte zu unternehmen. Daher ist das Ziel dieser Politik letztlich zu begründen mit der diplomatischen, handelspolitischen und wissenschaftlich-technischen Stellung Deutschlands; es gilt auch, Exportchancen zu eröffnen und wahrzunehmen. Seine Rolle in Europa und in der internationalen Klimapolitik kann Deutschland nur so überzeugend vertreten, wie die vorgebrachten Argumente und sichtbaren Leistungen rational sind und international als nachahmenswert empfunden werden. – Es ist allerdings nicht zu verkennen, dass die Klimapolitik als Teil der Wirtschafts- und Umweltpolitik und im Wettkampf der Parteien auch zu manchen anderen Zielen benutzt wird. 

Die verschiedenen Treibhausgase sind unterschiedlich zu bewerten, da sie einerseits bei der Erwärmung der Atmosphäre sehr verschiedene Wirksamkeit entfalten, andererseits in ungleichen Mengen ausgestoßen werden. Sie kommen auch aus ganz unterschiedlichen Quellen. Die folgende Zusammenstellung (Tab.1) berücksichtigt einerseits diese verschiedene Wirksamkeit (Global Warming Potentials), andererseits die für Deutschland 1990 relevanten Werte. Das Jahr 1990 ist das Basisjahr, von dem aus die Reduktionen berechnet werden. 

	Treibhaus-Gas
	Herkunft
	Mengen
	Anteil

	Kohlendioxid CO2
	Fast gänzlich aus der Verbrennung fossiler Brennstoffe
	1 014,500 Mt
	83,9%

	Methan CH4
	Aus Tierhaltung (34%), Abfalldeponien (34%), Kohleförderung (22%), Gasgewinnung und –transport (6%), Übrigem (4%)
	5,571 Mt
	9,7%

	Lachgas N2O
	Aus Industrieprozessen (40%), Landwirtschaft (40%), Verkehr und übriger Energieumwandlung (20%)
	0,225 Mt
	5,7%

	Restliche 

Kyoto-Gase
	
	
	ca. 0,7%


Tab. 1: Herkunft deutscher Emissionen und Mengen in Millionen Tonnen (Mt) im Jahre 1990, sowie ihr Anteil an der Erwärmung der Atmosphäre

Den Ausstoß dieser Stoffe dauerhaft auf Bruchteile der Anfangswerte zu reduzieren, ist sehr schwer, weil in eingefahrene und bewährte Prozesse eingegriffen werden muss. Die Erfahrung hat gezeigt, dass sich Kohlendioxid relativ am schwersten herunterbringen lässt; das ist kein Wunder, da der Großteil unserer Energieversorgung und des Verkehrs auf der Verbrennung fossiler Brennstoffe beruht. So münden die Klimaprobleme ein in die Energiepolitik. 

3. 
Zeitrahmen der Studie
Das Bezugsjahr 1990, von dem aus – auch im internationalen Rahmen – die angestrebten Reduktionen berechnet werden, und in dem Deutschland rund eine Milliarde Tonnen Kohlendioxid in die Atmosphäre entließ, liegt jetzt 15 Jahre zurück. In dieser Zeit sind außerordentlich große Anstrengungen seitens des Staates und der Industrie zur Verminderung der Treibhausgas-Emissionen unternommen worden. Dies gilt sowohl im Inneren Deutschlands als auch in den Beziehungen zu anderen Staaten und der EU. In der vorliegenden Arbeit wird der Fortschritt dieser 15 Jahre analysiert und im Hinblick auf die Zukunft interpretiert. 

Denn genau so wichtig wie die schon geleisteten Verminderungen sind die zukünftig noch zu schaffenden, weil noch ein weiter Weg zu gehen ist. Als Zeitrahmen für den Blick nach vorn haben wir in dieser Untersuchung die gleiche Zeitspanne gewählt: wieder 15 Jahre. Es ist die Zeit, in der zahlreiche der bis jetzt getroffenen Maßnahmen wirksam werden müssen. 2020 ist das Jahr, auf das wahrscheinlich die nächste Kyoto-Verpflichtung bezogen sein wird. Die nächsten 15 Jahre sind etwas leichter zu überschauen als noch längere Zeitspannen insofern, als ausgearbeitete Pläne existieren für den Ausbau der wichtigsten der erneuerbaren Energien, der Windkraft. Auch sind die Finanzierungszusagen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes durch diesen Zeitraum hindurch wirksam. Schließlich ist dies auch etwa die Zeit innerhalb derer die Kernkraftwerke nach dem 2004 novellierten Atomgesetz abzuschalten sind.

Aus den genannten Gründen ist der Zeitrahmen der Studie gegeben durch die ca. 30 Jahre von 1990 bis ca. 2020. In der Zeit danach werden neue Instrumente der CO2-freien Energiegewinnung hinzukommen. Außer den weiter unten näher behandelten solarthermischen Kraftwerken ist hier in erster Linie die Kernfusion zu nennen, für die es ein klar umrissenes Entwicklungsprogramm hin zu einem Energie liefernden Fusionskraftwerk gibt. Die kürzlich getroffene Bauentscheidung für ITER zeigt, dass die Industrieländer der Welt gemeinsam diese vielversprechende Energiequelle erschließen wollen.

DER TREND

4.
Bisherige Entwicklung seit 1990

Energiepolitik und Minderungsziele für Kohlendioxid

Die Klimaschutz- und Energiepolitik der Bundesregierung zielt auf eine klimaverträgliche, ressourcen- und umweltschonende sowie sichere und wirtschaftliche Energieversorgung, heißt es im Nachhaltigkeitspapier der Bundesregierung. Als wichtigste Bausteine einer nachhaltigen Klimaschutz- und Energiepolitik werden angesehen: Steigerung der Energieeffizienz bei Nutzung und Erzeugung, sowie der Ausbau der erneuerbaren Energien. 

In diesem Rahmen hat die Bundesregierung eine Reihe von Zielmarken definiert für die Verminderung der von Deutschland ausgehenden Treibhausgase. Die wichtigsten sind in der folgenden Tabelle 2 zusammengefasst

	Jährliche Gesamtemission Deutschland 

Kohlendioxid
	-25% von 1990 bis 2005

	Jährliche Gesamtemission Deutschland in der EU 

Treibhausgase (b)
	-21% von 1990 bis  2008/12                  

	Jährliche Gesamtemission Deutschland in der EU, Treibhausgase (unter der Voraussetzung, dass die EU –30% beschließt)
	-40% von 1990 bis 2020

	Etappenziele
	(in den oberen enthalten)

	Verminderung durch die „deutsche Wirtschaft“ 

der spezifischen CO2-Emissionen (a)                                                        
	-28% von 1990 bis 2005

	Verminderung durch die „deutsche Wirtschaft“ 

der spezifischen Kyoto-Gas-Emissionen (a)                                                             
	-35% von 1990 bis  2010

	Selbstverpflichtung der Bundesregierung, in ihrem eigenen Geschäftsbereich (Gebäude, Fuhrpark) die jährlichen CO2-Emissionen zu vermindern.
	-25% von 1990 bis 2005;    -30% von 1990 bis 2010


2020 Auf die produzierte Menge bezogen

                          (b) Die Notation ‚2008/12’ bedeutet ‚im Mittelwert der fünf Jahre 2008 bis 2012’
Tab. 2: Nationale Minderungsziele für Treibhausgase sowie speziell CO2
Das erste wichtige nationale Reduktionsziel bezieht sich auf Kohlendioxid allein und beträgt minus 25% von 1990 bis 2005. Dieses Ziel wurde vom Kabinett beschlossen 1995, war Teil der Koalitionsvertrages 1998, Zentralpunkt des Nationalen Klimaschutzprogramms vom 18.10.2000, Gegenstand der Vereinbarungen zwischen der Bundesregierung und der deutschen Wirtschaft vom 9.11.2000 sowie vom 14.5.2001. Doch es ist still um dieses Ziel geworden, seit feststeht, dass es verfehlt wird:

[image: image1.wmf]Die tatsächlich erreichten jährlichen CO2-Emissionen sind zusammen mit dem deutschen nationalen Reduktionsziel in Abb. 1 aufgezeichnet. Es muss eine Zielverfehlung von über 100 Millio​nen Tonnen p.a. konstatiert werden.

Abb. 1: Jährliche CO2-Emssionen in Millionen Tonnen. Die Daten seit 

1992 werden durch eine Gerade beschrieben, die eine mittlere jährliche 

Abnahme von 0,6 Prozent besitzt. 

Um den Einfluss der vereinigungsbedingten CO2-Reduktionen richtig zu verstehen, haben wir die beiden Jahre 1990 und 1991 herausgenommen und die Daten der Abb. 1 von 1992 bis 2004 durch eine gleichmäßige jährliche prozentuale Änderung beschrieben. Das Ergebnis ist die eingezeichnete Gerade. Sie zeigt an, dass die Abnahme der CO2-Emissionen über die 12 Jahre von 1992 bis 2004 relativ sauber durch eine mittlere jährliche Abnahme von  0,6% pro Jahr zu beschreiben ist. Dieses Ergebnis muss als sehr enttäuschend  für das Projekt eines energischen Klimaschutzes angesehen werden. 1,5% p.a. von 1992 bis 2005 wären nötig gewesen, das nationale Ziel von 2005 zu erreichen. Die Abnahme erfolgte um das Zweieinhalbfache zu langsam.

Die Rolle der erneuerbaren Energien bei den bisherigen Minderungen der CO2-Emissionen

Es sind seitens des Staates außerordentliche Angebote gemacht worden, um die Anwendung erneuerbarer Energien in der Bevölkerung voranzubringen, und diese Anreize haben eine breite Wirkung entfaltet. Näheres wird in den entsprechenden Abschnitten weiter unten zusammengestellt. 

Die Statistik der Abb. 1 schließt die wirksam gewordenen erneuerbaren Energien schon mit ein. Beispielsweise hat der Beitrag der erneuerbaren Energien von über 50 TWh zur Stromerzeugung im Jahre 2004 die CO2-Emissionen im Kraftwerkssektor um den entsprechenden Betrag dadurch vermindert, dass die fossil befeuerten Kraftwerke entsprechend kürzer gelaufen sind. Der so verminderte Betrag ist jeweils in den Messpunkten dargestellt. Ohne erneuerbare Energien wären die CO2-Emissionen noch größer ausgefallen.

Dass über die letzten 12 Jahre hinweg der deutsche CO2-Ausstoß nur um 0,6% jährlich herunterkam, ist deshalb so enttäuschend, weil dieser niedrige Wert das Endergebnis einer hohen Bemühung ist. Man kann weder der Regierung noch der Industrie Untätigkeit bei der Effizienzverbesserung und der Einführung erneuerbarer Energien vorhalten, im Gegenteil. Es ist viel geschehen, aber es muss noch viel mehr geschehen, um der Jahrhundertaufgabe des Klimaschutzes gerecht zu werden. Der Zeitfaktor dabei wurde erheblich unterschätzt. Bei diesem geringen Tempo der Abnahme hätten wir im Jahre 2020 immer noch einen CO2-Ausstoß von 786 Mt, d. i. drei Viertel des Wertes von 1990. – Das aber war das nationale Ziel für 2005!

5.
Einbeziehung der anderen Treibhausgase und Extrapolation des Trends
Zur Unterscheidung der Komponenten werden in Abb. 2 die wichtigsten Treibhausgase getrennt aufgeführt. Kohlendioxid und Methan weisen zwischen 1992 und 2003 eine gleichmäßige jährliche Abnahme auf, während sich die Lachgas-Emissionen in einem einzigen Sprung 1997/99 vermindert haben. Bemerkenswert ist die kontinuierliche jährliche Verminderung des schädlichen Methangases um 4,3 % p.a.. Die leider nur geringe jährliche Abnahme des Kohlendioxids wurde oben bereits kommentiert. Extrapoliert man diese Trends auf das Jahr 2020, so ergeben sich 871 Mt CO2-Äquivalente, oder 69% des Wertes von 1990. Dieser Wert wurde in der Abbildung 8 markiert. (Sollte das NO2 künftig auf dem Wert der letzten 5 Jahre verharren, so wären es 897 Mt oder 71%.)
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Abb. 2: Entwicklung der Emissionen der drei wichtigsten Treibhausgase seit dem

Ende der unmittelbaren vereinigungsbedingten Sondereinflüsse, 1992, sowie Ex-

trapolation des Trends der letzten 12 bzw. 13 Jahre auf das Jahr 2020; im Jahre

2020 wird eine Gesamtemission von 786+36+34+15 = 871 Mt CO2-Äqu. Erwartet.

Selbstverständlich lässt sich nicht jede Zukunft durch Extrapolation aus der Vergangenheit voraussagen, insbesondere dann nicht, wenn besondere Einflüsse und Maßnahmen hinzutreten. Wir müssen deshalb studieren, wo man Faktoren erwarten kann, die geeignet sind, den Trend positiv oder negativ zu verändern. Dies wird im folgenden untersucht. Am Ende werden diese trendverändernden Faktoren saldiert, und man wird erkennen, wohin sich der extrapolierte Wert von 871 Mt CO2-Äquiv. Verschieben kann.

Den Trend der letzten 13 Jahre zur Basis einer Vorausschau bis 2020 zu machen, sollte nicht verwechselt werden mit dem, was in den bekannten Szenarien-Rechnungen mit dem Wort „Business as usual“, einer Fortsetzung des Wirtschaftens ohne besondere klimapolitische Bemühungen, bezeichnet wird. Der Trend der CO2-Reduktionen der letzten 13 Jahre umfasst ja eine sehr dynamische Entwicklung – der Staat hat bedeutende Finanzmittel in Klimaschutz-Maßnahmen gelenkt, von der Wärmesanierung der Gebäude bis zum Zubau erneuerbarer Energien. Es ist wichtig, zu verstehen, dass die „Fortsetzung des Trends“ auch bedeutet, dass diese Finanzmittel in gleicher Intensität weiter fließen müssen, soll der Trend auch die nächste Zukunft noch beschreiben. Das bedeutet, dass jährlich Investitionen in gleicher Höhe, CO2-Vermeidungskosten mit gleichen Zuwachsraten anfallen.

ÜBER DEN TREND HINAUSGEHENDE MASSNAHMEN

6. 
Über den Trend hinausgehende Reduktionsmöglichkeiten bis 2020

Die Studie untersucht dann, welche der geplanten Maßnahmen diesen Trend bis zum Jahr 2020 verändern können. Nach einer Diskussion der Einsparmöglichkeiten beim Verbrauch, die zwar prinzipiell hoch sind, aber keine über den bisherigen Trend hinausgehenden Einspa​rungen erwarten lassen, werden die acht wichtigsten Verfahren zur Bereitstellung von End​energie betrachtet: Fossile Kraftwerke hoher Effizienz, die erneuerbaren Energien Photovol​taik, Windkraft, Biomasse, ferner alternative Treibstoffe, Kernenergie, fossile Kraftwerke mit CO2-Sequestrierung und solarthermische Kraftwerke im Süden. Von diesen lassen die beiden letzteren bis 2020 keine Veränderung des Trends erwarten, da sie bis dahin keine genügend großen Strommengen produzieren können. Bei den übrigen Verfahren kann man folgende über den Trend hinausgehenden Veränderungen abschätzen, siehe Tabelle 3.

	Möglicher Faktor

über den Trend hinaus
	Annahmen
	 Erläut. in 

Abschnitt ...
	CO2-Minderung

bzw. -Erhöhung

zusätzlich

	Veränderung der Verbrauchsgewohnheiten?
	Keine Veränderung
	        7
	            0

	Verstärktes Tempo  des Ausbaus der EE in der Stromerzeugung
	20% der Stromerzeugung erreicht

(Plan der Bundesregierung)
	8
	–12 Mt p.a.

	Davon: Wind
	     Ausbau auf 36 GW
	
	

	       Photovoltaik
	     Vernachlässigbar (a)
	
	

	       Müll, Biomasse, Sonst.
	     Ausbau, bis 20%-Ziel erreicht
	
	

	Fossil befeuerte Kraftwerke

       Modernisierung

       Erhöhung des Gasanteils
	     Die Hälfte erneuert

     Von 16% auf 32%
	9
	–23 Mt p.a.

	Einführung alternativer Kraftstoffe im Verkehr
	20% der Kraftstoffe erreicht

(Plan der EU-Kommission) 
	10
	–20 Mt p.a.

	Abschalten der Kernenergie i.  .​    d. Stromerzeu​gung und Er-       K  satz durch fossil befeuerte 

Kraftwerke
	168 TWh/a durch modernste fossile mit 40% Gasanteil ersetzt
	11
	+112 Mt p.a.


(a) vernachlässigbar in bezug auf die Ungenauigkeiten in den Schätzungen des zukünftigen Windausbaus

Tab. 3: Zusammenstellung der über den Trend hinaus zu erwartenden Minderungen bzw. Erhöhungen der jährlichen CO2-Emissionen bis zum Jahr 2020, unter den Annahmen der zweiten Spalte. In der dritten Spalte stehen die Nummern der Abschnitte, in denen der jeweilige trendändernde Faktor besprochen wird. In der rechten Spalte stehen Minuszeichen für Minderungen, die über den Trend hinausgehen, Pluszeichen für entsprechende Erhöhungen des jährlichen Ausstoßes.

Die Erläuterungen zu dieser Tabelle finden sich in den folgenden Abschnitten 7 bis 11 (S. 9 – S. 24), die den fünf möglichen Faktoren gewidmet sind, welche den Trend verändern können. Die Folgerungen aus den Zahlenwerten der letzten Spalte sollen in den Abschnitten 12 und 13 (S. 25 – S. 29) gezogen werden.

7.
Energieeinsparung beim Verbrauch

Die physikalischen Grenzen der Effizienzsteigerung sind noch lange nicht erreicht. Wir nennen eine Reihe von Beispielen, die hohe grundsätzliche Einsparpotentiale besitzen: Bei den Lichtquellen kann der Ersatz der konventionellen Glühlampen durch Leuchtstofflampen, insbesondere solche mit elektronischen Vorschaltgeräten, einen Faktor 8-10 im Stromverbrauch gewinnen; organische Leuchtdioden werden noch weniger verbrauchen. Die Standby-Verluste vieler elektronischer Geräte im Haushalt können von den durchaus üblichen 10-20 W im Prinzip auf 0,1 W pro Gerät gesenkt werden. Die elektrischen Antriebe von Pumpen, Gebläsen und Kälteerzeugungen werden auf Grund hydraulischer Mängel und fehlerhafter Dimensionierung oft völlig falsch betrieben. Im Zuge von Sanierungs​maßnah​men kann der spezifische Stromverbrauch entsprechender Geräte um den Faktor 5-30 gesenkt werden. Während der mittlere Flottenverbrauch von Personenkraftwagen etwa 8 Liter Benzin bzw. Dieselöl pro 100 km beträgt, existieren bereits heute kommerziell verfügbare Autos mit einem Verbrauch von 3 l/100 km. Während im Wohnungsbestand der Energieverbrauch für die Raumwärme Werte zwischen 75 und 475 kWh/m2a annimmt, bei einem Mittelwert von 225 kWh/m2a (vgl. Abb. 4 weiter unten), müssen bei Neu​bauten nach der neuen Energieeinsparverordnung Verbräuche um 70 kWh/m2a realisiert werden. Vielfältige Erfahrungen mit dem Passivhausstandard beweisen, dass mit einem ver​tretbaren Mehraufwand sogar Häuser, die nur 10-30 kWh/m2a verbrauchen, gebaut werden können. Bezogen auf den heutigen Bestand wird das realistische Einsparpotential im Alt​baubereich durch Heizungserneuerung und durch verbesserte Wärmedämmung auf 55 bis 70 Mio t CO2 geschätzt, schrieben die Sachverständigen der Enquete-Kommission.  – Schon die Beispiele dieser ausgewählten Ver​brauchs​sektoren lassen erkennen, dass die physikalischen Grenzen des Energiesparens bei weitem noch nicht erreicht sind.

Tatsächliche Minderungsraten im Gebäudebereich

Von der gesamten Endenergie, die in Deutschland in einem Jahr verbraucht wird (9288 PJ im Jahr 2002), fließen 30% in die Haushalte und davon werden 87% für Raumwärme und Warmwasser genutzt; diese verursachen also fast gänzlich die CO2-Emissionen im Haus​haltssektor, welche in der Abbildung 3 als Funktion der Zeit aufgetragen sind. Man stellt fest, dass sich in der Praxis die Emissionen von 1990 bis 2003 nur um ca. 0,5 % p.a. vermindert haben, doch ist dies kaum zu erkennen und statistisch nicht sehr signifikant.
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Abb. 3: Jährliche CO2-Emissionen der Haushalte in Millionen Tonnen. Die Gerade ist eine Beschreibung, welche die jährlichen Schwankungen ausgleichen und den Trend im Großen ermitteln soll. Die festgestellte Abnahme der Emissionen von 0,5 % p.a. ist statistisch nicht sehr signifikant. 

Die Energie für Raumwärme und Warmwasser wird mit sehr unterschiedlicher Effizienz eingesetzt. In Abb. 4 ist die Häufigkeitsverteilung der pro Quadratmeter Wohnfläche jährlich verbrauchten Energie aufgetragen. 90% aller Verbräuche liegen in den Grenzen zwischen 75 und 475 kWh/m2a. Zum Vergleich ist auch die Norm eingetragen, die in der neuen Energieeinspar-Verordnung (EnEV) für Neubauten vorgeschrieben wird, nur 5% aller Wohnflächen verbrau​chen weniger als diese neue Norm (70 kWh/m2a). Das Problem liegt darin, dass die Moderni​sierung der bestehenden Bausubstanz zur Einsparung von Heizenergie langwierig und teuer ist. Der normale Renovierungszyklus beträgt 40 bis 60 Jahre. 
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Abb. 4: Gemessene, auf die Wohnfläche bezogene Jahresverbrauchswerte an Energie für Raumwärme und Warmwasser in einer deutschen Großstadt (alle Häuser-Größen und Altersklassen). Die Stichprobe kann für den ganzen deutschen Bestand genommen werden. Die Norm der neuen Energieeinspar-Verordnung (EnEV) für Neubauten ist ebenfalls eingetragen.

Die äußerst langsame Verringerung der Emissionen, die von einer Stagnation kaum zu unter​scheiden ist, lässt sich erklären einerseits mit den Neubauten, die im Bereich von 1% des Flächenbestandes pro Jahr lagen und denen nur eine kleinere Abbruchrate von Altbauten gegenüberstand, andererseits mit einer nur unzureichenden Sanierungsgeschwindigkeit bei den Altbauten. Die Aufwendungen der Hausbesitzer für Sanierungsinvestitionen zur Verstär​kung der Wärmedämmung und Erneuerung der Heizanlagen betrugen im Mittel etwa 11 Mrd. € pro Jahr, womit 24 Mio. Quadratmeter pro Jahr saniert wurden, oder 0,8% des Wohnungsbestandes. Dies geschah meist im Zusammenhang ohnehin unternommener Bau-Erneuerung. Eine grobe Abschätzung ergibt, dass zusätzliche Investitionen in der Größenordnung von 10 Mrd. € pro Jahr getätigt werden müssten, um die Gerade in der Abbildung 3 in der Zukunft um ein weiteres Prozent pro Jahr nach unten zeigen zu lassen. 

Möglichkeit einer zukünftigen Verhaltensänderung der Verbraucher

Bisher waren sprungartige Änderungen der Verbrauchergewohnheiten beim Energieeinsparen nicht zu beobachten, doch ist es nicht ausgeschlossen, dass die in letzter Zeit enorm gestiegenen Energiepreise die Situation für den Klimaschutz in der zweiten Halbzeit (2005-2020) des betrachteten Zeitraums verbessern, wenn die Preise weiter oben bleiben und dadurch Sanierungsinvestitionen in höherem Tempo als vorher getätigt werden. Würden die Hausbesitzer beispielsweise ihre Investitionen zur Verstärkung der Wärmedämmung und Erneuerung der Heizanlagen im letzten Jahrzehnt (2010-2020) um 10 Mrd. € p.a. erhöhen und damit im Vergleich zu früher verdoppeln, so müss​ten wir allerdings einen  trend​verän​dernden Faktor von überschlägig 10 Mt p.a. berücksichtigen. Da wir aber die Preisentwicklung nicht vorauszusehen vermögen und auch nicht die Elastizitäten der Nachfrage nach der eventuell langfristig verteuerten Energie, tun wir es nicht und haben in Tabelle 3 den Wert Null eingetragen. 

8. 
Ausbau der erneuerbaren Energien in der Stromerzeugung

Es können hier nicht alle erneuerbaren Energiequellen für die Stromerzeugung systematisch besprochen werden, doch heben wir die schnelle Entwicklung der Windenergie und der Photovoltaik hervor.

Entwicklung der Windenergie in Deutschland
In Deutschland waren am 31.12.2005 installiert:17 574 Windturbinen mit einer Nenn- oder Spitzenleistung von 17,6 GW. Die Windenergie ist die in Deutschland absolut am schnellsten wachsende Ressource erneuerbarer Energie. Der rasante Aufbau des entsprechenden Kraft​werksparks hat innerhalb der letzten zehn Jahre stattgefunden. Die Abbildung 5 zeigt die Schnelligkeit der Installation und die jährlich wachsende Netzeinspeisung. Im Jahre 2005 erreichte die eingespeiste elektrische Energie den Wert von 26,5 TWh (ca. 4,3% der deutschen Bruttostromerzeugung) und lag damit über der Energie aus den Wasserkraftwerken, der früher größten erneuerbaren Quelle von Elektrizität. Letztere sind schon lange an ihrem Endausbau angekommen und produzieren seit Jahrzehnten im Mittel 20 TWh/a. 

[image: image7..pict]                    Abb. 5: Die in Deutschland seit 1990 jährlich ins Netz eingespeiste Windenergie

                    (Der Wert für 2005 beträgt 26,5 TWh.)
Der rasche Ausbau der Windenergie ist der Erfolg eines umfangreichen staatlichen Marktein-führungsprogramms. Auf der Basis einer gesetzlich garantierten Abnahmepflicht der Betrei​bergesellschaften der Stromnetze werden die von den Windturbinen erzeugten Strommen​gen in das Versorgungsnetz eingespeist, pro Kilowattstunde (kWh) von diesen Firmen vergütet und die Kosten auf die Strom-Endkunden umgelegt.

Der Bau von Windkraftanlagen in der Nord- und Ostsee ist ein konsequenter Schritt hin zu ertragreicheren deutschen Windstandorten. Es wird mit einer sehr guten Ausbeute gerechnet, die in der Deutschen Ausschließlichen Wirtschaftszone im Mittel 3500 Vollast-Stunden p.a. erreichen könnte, über doppelt so viel wie an Land. Der technische Aufwand der auf dem Meeresgrund zu errichtenden Fundamente, die Probleme der Wartung und der Korrosion sind entsprechend höher. Erfahrungen liegen in Dänemark, Schweden, Groß-Britannien und Hol​land vor. Ende 2003 waren dort Projekte mit fast 300 Windrädern und einer Gesamt-Nennlei​stung von 533 MW realisiert, doch meist in Wassertiefen, die kaum über 12 m hinausgingen, neuerdings im Einzelfall bis 18 bzw. 25 m. In Deutschland haben sich Konsor​tien gebildet, die bis Mitte 2004 bei den deutschen Behörden Genehmigungen im Umfang einer Gesamt-Nennleistung von 41 GW beantragt haben. Das ist weit mehr, als die deutschen Be​hörden zunächst vorgesehen haben zu genehmigen. Al​ler​dings sind die deutschen Verhältnisse dadurch kompliziert, dass den Belangen des Na​tur​schutzes in besonderer Weise Rechnung getragen wird. Ferner treibt die Vorstellung, die Windmühlen müssten von Land aus möglichst unsichtbar sein, diese weit hinaus auf die See.

Wir gehen in der Studie von den Ausbauplänen der Bundesregierung aus sowie im einzelnen von dem Szenario, welches kürzlich in der Studie der Deutschen Energie-Agentur dena ver​öffentlicht wurde, siehe Tabelle 4. Es sieht vor, dass bis zum  Jahre 2020 Windparks auf See mit einer Spitzenleistung von 20,4 GW und an Land von 27,8 GW in Betrieb sein könnten, zusammen 48,2 GW. 

	Jahr
	Land
	Repower
	See
	Summe

	2007
	21,2
	0,5
	0,7
	22,4

	2010
	23,2
	1,1
	5,4
	29,8

	2015
	24,4
	1,8
	9,8
	36,0

	2020
	24,4
	3,5
	20,4
	48,2


Tab.  4: Prognose des Windausbaus gemäß dem Szenario des dena-

                             Fachbeirates (Bereitstehende Spitzenleistung in GW). Die mittllere

                             Spalte fasst die erwartete Modernisierung an Land zusammen.

Aus Gründen, die in der Studie näher erläutert werden, muss allerdings die Zeit​planung, auf der die Tabelle 4 basiert, als vollkommen unrealistisch angesehen werden. Wir gehen im folgenden davon aus, dass der für 2015 vorgesehene Ausbau der Windenergie nicht vor 2020 realisiert werden kann, dass also im Jahre 2020 maximal 36 GW Nennleistung in​stalliert sein können, was einer Stromerzeugung von 76 TWh p.a. entspricht.

Die explosive Entfaltung der Photovoltaik in Deutschland

In Deutschland wurden bis Ende des Jahres 2004 Photovoltaik-Anlagen mit einer summierten Nennnleistung von 794 MW montiert. Die in das Netz eingekoppelte Energie betrug 488 GWh [2]. Der jährliche relative Zuwachs beider Größen ist außerordentlich rasant, vgl. die Abbildung 6 mit ihrer logarithmischen Skala.

Der starke Aufwuchs ist eine unmittelbare Folge davon, dass diese beliebte und für die Energiewende so symbolhafte Technik seitens des Staates mit hohen finanziellen Unterstüt​zungen gefördert wurde. Die jetzt gültigen Tarife sind im Erneuerbare-Energien-Gesetz von 2004 verbrieft, welches eine Abnahmepflicht durch den Netzbetreiber mit einem garantierten Abnahmepreis konstituiert. Dieser beträgt 2005 für eine mittlere Dachanlage ca. 0,574 €/kWh und wird auf 20 Jahre garantiert. 
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Abb. 6: Jahreserträge der in Deutschland installierten Photovoltaik-Anlagen

Um abzuschätzen, welche Rolle die Photovoltaik für den Klimaschutz in der Zeitspanne bis 2020 spielen könnte, muss man sich klar machen, dass der Schlüssel für den weiteren Aus​bau bei der Finanzierung liegt. Es ist unter diesen Umständen nicht plausibel, etwa die Kurve der Abbildung 6 einfach zu extrapolieren, das würde schon bald jeden Finanzrahmen spren​gen. Letztlich sind die PV-Anlagen noch zu teuer. Da ein technischer Durchbruch zu völlig anderen Verhältnissen nicht in Sicht ist, glauben die Autoren der Studie, dass in dem betrachteten Zeitraum die Photovoltaik noch keinen Beitrag zum Klimaschutz leisten wird, der größer wäre als die Schwankungen in den übrigen Abschätzungen, speziell der Windenergie. Wir stellen die Photovoltaik deshalb bis 2020 nicht gesondert in Rechnung.

Beitrag der Summe aller erneuerbaren Energiequellen zur Stromerzeugung

Um zu einer Abschätzung zu kommen, in welchem Umfang die erneuerbaren Energien im Jahre 2020 zur Stromerzeugung betragen könnten, wird folgendermaßen vorgegangen. Die wichtigste erneuerbare Quelle ist die Windenergie. Weiter oben wurde begründet, dass man 2020 mit einer Produktion von 76 TWh/a rechnen kann, vorausgesetzt, dass die mit '2015' markierte Planung der dena-Netzstudie bis 2020 realisiert worden sein wird. Dies setzt immerhin die Überwindung der Schwierigkeiten voraus, die dem Aufbau auf See noch entgegenstehen, außerdem die Finanzierung nach 2010. Als zweitwichtigste erneuerbare Quelle trägt die seit Jahrzehnten ca. 20 TWh p.a. produzierende Wasserkraft bei, die sich aus ökologischen Gründen allenfalls noch um 10 bis 20% erhöhen kann. Wir nehmen für 2020  23 TWh. Für die Summe aller anderen erneuerbaren Energien (Photovoltaik, Biomasse, Erdwärme etc.) wird in der Studie ein Wert von 5 bis 20 TWh p.a. eingesetzt, der eine relativ grobe Klammer für vielfältige Entwicklungsmöglichkeiten darstellt. 

	Erneuerbare Energie
	Beitrag im Jahr 2020 (TWh)

	Wind
	76

	Wasser
	23

	Sonstige
	5 – 20

	Summe
	104 – 119


Tab. 5: Abschätzung der im Jahre 2020 durch

erneuerbare Energien erzeugten Elektrizitätsmengen
Die Untersuchungen anderer Autoren haben ebenfalls versucht, den im Jahre 2020 wahrscheinlich er​zeugten erneuerbaren Strom abzuschätzen. Wir zeigen in der Tabelle 6 einige Resultate und geben den Bereich an, der alle diese Schätzungen einschließt.

	Studie
	Schätzwert (TWh)

	Prognos, EWI
	111

	DIW Berlin, Politikszenarien I
	99

	Modellszenarien FZ Jülich mit 

IKARUS
	89 – 108

	Eigene Schätzung (Tabelle 5)
	104 – 119

	Zusammengefasst, hier verwendet
	89 – 119


                                Tab. 6: Verschiedene Abschätzungen auch anderer Autoren des

                                bis 2020 erreichbaren Anteils erneuerbarer Energien an der 

                                Stromerzeugung, und Zusammenfassung zu einem Bereich, der 

                                alle diese Schätzungen umfasst
Die obere Grenze dieser Schätzung fällt ungefähr mit der Zielvorstellung der Bundesregierung zusammen, mit erneuerbaren Energien 20% der elektrischen Stromversorgung erreichen zu wollen, die etwa 120 TWh ausmachen würden. Die in graphischer Form präsentierten Schätzungen im Gutach​ten von Nitsch et al. liegen ebenfalls in dem angegebenen Intervall.

Um zu ermitteln, um wieviel diese Zielvorstellung  weiter geht als der Trend der letzten 15 Jahre, bedienen wir uns einer Darstellung des zeitlichen Verlaufs der Stromproduktion aus allen erneuerbaren Quellen zusammengenommen, siehe Abb. 7. 
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                                      Abb 7: Zeitlicher Verlauf der jährlichen Stromerzeugung 

                                      aus der Summe aller erneuerbarer Energiequellen

Am Beginn der von uns betrachteten 30-jährigen Zeitspanne kam der Strom erneuerbarer Quellen fast ganz aus der Wasserkraft, und die Produktion war mit 18,5 TWh/a nur ein Drittel der heutigen. Der Anstieg begann erst langsam und beschleunigte sich später. In den letzten zehn Jahren hat die Stromproduktion aus er​neuerbaren Quellen im Mittel jährlich um 3,3 TWh/a zugenommen, seit 1990 im Mittel jähr​lich um 2,7 TWh/a. Im Jahre 2004 betrug die Stromerzeugung aus allen erneuerbaren Quellen 55,8 TWh. Der Anstieg der letzten zehn bzw. 14 Jahre kann als der Wachstums​trend des Stroms aus erneuerbaren Quellen angesehen werden. Setzte sich der Trend in gleicher Weise fort, so würde der erneuerbare Strom bis 2020 um weitere 52,5 bzw. 42,7 TWh/a anwachsen und einen Wert von 108 TWh/a bzw. 98,5 TWh/a erreichen. Das ist der Trend. Die Zielvorstellung der Bundesregierung ist um 12 bis 22 TWh p.a. besser als der Trend (je nach Extrapolationsmethode). Gemittelt und übersetzt in CO2-Ersparnis, sind das die 12 Mt CO2 p.a., die in Tabelle 3 eingetragen wurden. Sie sind eine Schätzung dafür, um wieviel die Bemühungen der letzten 10 bzw. 14 Jahre gesteigert werden müssen, um die Zielvorstellung der Bundesregierung, „20% der Stromerzeugung aus erneuerbaren Quellen bis 2020“ zu erreichen. 

9. 
Modernisierung der fossil befeuerten Kraftwerke

Die deutschen fossil befeuerten Kraftwerke erzeugten im Jahr 2003 eine elektrische Energie von 376 TWh und verheizten dafür 3398 PJ an Kohle, Öl und Gas, indem sie 323 Mt CO2 in die Luft bliesen. Die Umwandlung geschah also mit einem Wirkungsgrad von 39,8%.

Die Steigerung des Wirkungsgrades ist seit den Anfängen der Kraftwerkstechnik eine der großen Daueraufgaben für den Ingenieur – ursprünglich allein aus wirtschaftlichen Motiven, nämlich zur Einsparung von Brennstoffkosten. Heute sind der Umwelt- und der Klimaschutz als weitere wich​tige Triebfedern hinzugekommen.

Im Verlauf der letzten 40 Jahre wurde der Wirkungsgrad von Braunkohlekraftwerken parallel zur Steigerung der Blockleistung schrittweise erhöht, vor allem durch Anhebung der Dampfzustände sowie durch Weiterentwicklung der Dampfturbinentechnik und des Kraftwerksprozesses. Der heutige technische Stand erlaubt bei neu zu bauenden Braunkohlekraftwerken einen Wirkungs​grad von 43%. Ähnlich verlief die gleichzeitige Weiterentwicklung des Steinkohlenkraftwerks, bei dem heute ein Wirkungsgrad von 46% möglich ist.

Das 2003 in Betrieb gegangene BoA-Kraftwerk Niederaußem (BoA = Braunkohlekraftwerk mit optimierter Anlagentechnik) hat einen Wirkungsgrad von 43% und ersetzt Altanlagen mit einem Wirkungsgrad von etwa 32%. Sein spezifischer Brennstoffverbrauch liegt also um gut ein Viertel niedriger als der der Altanlagen. Schon der Ersatz der Altanlagen durch heutige Technik brächte also bereits einen nennenswerten Beitrag zum Klimaschutz.

Noch spektakulärer verlief die Entwicklung der GuD-Technik. Während erste Anlagen wie das Heizkraftwerk München-Süd Anfang der 1980er Jahre einen Wirkungsgrad (ohne Heizwärmeab​gabe) von 40% aufwiesen, lassen sich heute 58%, ebenfalls ohne Heizwärmeabgabe, erreichen. Beim Ersatz eines alten Steinkohlekraftwerks durch ein modernes erdgasbefeuertes GuD-Kraftwerk könnte man also den Brennstoffverbrauch nahezu halbieren und den CO2-Ausstoß je kWh auf nur 35% seines ursprünglichen Wertes absenken.

Damit ist das technische Potential aber noch nicht ausgeschöpft. Aktuelle Weiterentwicklungen zielen auf eine weitere Anhebung des Wirkungsgrads ab. Sie konzentrieren sich bei Dampfkraft​werken auf Materialentwicklungen zur Beherrschung höherer Dampfzustände und auf Prozess- und Komponenten​verbes​serungen zur Verminderung von Wärmeverlusten.

Der heutige P91-Stahl ermöglicht Dampfzustände von 580°C und 270 bar. Um hoch überkritische Dampfzustände von 700°C und 300 bar beherrschen zu können, sind Legierungen auf Nikkelba​sis notwendig. Entsprechende Entwicklungsprogramme sind im Gange und werden von der EU unterstützt. Von den Prozessoptimierungen werden Zweifach-Zwischenüberhitzung und Abfallwärmenutzung bereits praktiziert. Hinzu kommen werden Komponentenoptimierungen wie strömungstechnische Verbesserungen der Turbine und Kühlungsoptimierung des Generators. Bis zum Jahr 2020 gelten Wirkungsgrade von 53% als erreichbar.

Ähnliche Ansätze verfolgt die Weiterentwicklung der GuD-Technik mit dem Ziel eines Wirkungs​grades um 62%. Auf der Materialseite geht es um Gasturbinen-Schaufelwerkstoffe mit hohem Nickelanteil und Einkristallstruktur sowie um Schutzschichten der Schaufeln gegen Korrosion und gegen die Temperatur des Heißgases. Andere Entwicklungen zielen auf eine Reduzierung der benötigten Kühlluftmenge für die Gasturbinenschaufeln bzw. auf die Verwendung von Dampf​kühlung.

Der modernste Kraftwerkspark des Jahres 2020 wird also eine CO2-Effizienz haben, die weitaus besser als heute ist und zudem von einer Erhöhung des Erdgasanteils an den fossilen Brennstoffen profitieren kann, vgl. die Zusammenstellung der Ergebnisse der Studie in der folgenden Tabelle 7. Hierbei ist die Vorstellung die, dass von heute bis 2020 die (schlechtere) Hälfte des Kraftwerksparks mit modernster Technik fortlaufend erneuert wird. Geht man ferner von einer Verdoppelung des Gasanteils auf 32% aus, so würde im Jahre 2020 jede Kilowattstunde Strom im Mittel nur noch 700 Gramm CO2 kosten statt der 858 Gramm des Jahres 2003. 

	Gas/fossil Anteil
	CO2-Effizienz      g CO2/kWh

	0,25
	725,5

	0,32
	699,5

	0,40
	662,5


Tab. 7: CO2-Effizienzen mit modernem 

Kraftwerkspark im Jahre 2020 in Abhän​-

gigkeit vom Anteil des Erdgases

Vergleicht man diesen zu erwartenden Fortschritt mit dem der vergangenen 11 Jahre, so stellt man fest, dass er genau im Trend der Verangenheit liegen würde, wenn nicht der Gasanteil über den Trend hinaus vergrößert wird. Die ins Auge gefassten 32% sind so viel, wie man unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse für vertretbar hält (Näheres in der Studie). Für den Fall, dass tatsächlich der nukleare Kraftwerkspark durch fossil befeuerte Kraftwerke ersetzt werden müsste, haben wir auch den Fall eines gesteigerten Gasanteils von 40% berechnet. 

Die zu erwartende CO2-Effizienz des Jahres 2020 von 700 g CO2/kWh ist um 7,3% besser als der Trend. Da der Gesamtausstoß ca. 323 Mt CO2 p.a. beträgt, errechnet sich die CO2-Ersparnis, die aus dem Effizienzgewinn über den Trend hinaus zu erwarten ist, zu 23 Mt CO2 p.a.. Das ist die Zahl, die in Tabelle 3 eingetragen wurde. 

10. 
Energie für den Verkehr – alternative Treibstoffe

Der Verkehr ist in Deutschland für ca. 28% des Endenergieverbrauchs und ca. 20% der CO2-Emissionen verantwortlich. Die Europäische Kommission strebt im Verkehrssektor einen schrittweisen Er​satz von Öl durch alternative Treibstoffe an mit dem Ziel, in der EU im Jahr 2020 eine Sub​stitu​tionsquote von 20% zu erreichen. Der Ersatz von Öl durch alternative Treibstoffe soll dabei sowohl der Verbesserung der Energieversorgungssicherheit als auch der Verminde​rung der Treibhausgasemissionen dienen. 

Als Hauptkandidaten für alternative Treibstoffe wurden von der Europäischen Kommission Biotreibstoffe, Erdgas und Wasserstoff benannt. Ihr langfristiges Entwicklungspotential  lässt wesentliche Beiträge zu den oben aufgeführten Zielen erwarten, und zwar zu wirtschaft​lich akzeptablen Kosten. Tabelle 8 zeigt, wie das Substitutionsziel von 20% im Jahr 2020 mit diesen drei alternativen Treibstoffen erreicht werden soll. Die letzte Spalte („New proposal 2020“) zeigt neuere Überlegungen mit einem Substitutionsziel von 30% und einer den neue​sten Entwicklungen angepassten Aufteilung auf die verschiedenen alternativen Treibstoffe. 

	
	2010
	2015
	2020
	New propo​-

sal  2020

	Biokraftstoffe
	5,75%
	7%
	8%
	15%

	Erdgas
	2%
	5%
	10%
	10%

	LPG
	
	
	
	5%

	Wasserstoff
	
	2%
	5%
	a few %

	Total
	7,75%
	14%
	23%
	> 30%


 LPG = Liquified Petroleum Gas

  Tab. 8: Verschiedene Zielwerte der EU zum Ausbau 

  der Marktanteile alternativer Treibstoffe 

Die Gesamtbewertung  der vorgesehenen alternativen Treibstoffe muss verschiedene Krite​rien berücksichtigen, wie etwa die langfristige Sicherung der Energieversorgung, Verminderung der Treibhausgas​emissionen, Verbesserung der Luftqualität und internationale Wettbewerbsfähigkeit der Wirt​schaft. Sie muss außerdem alle Stufen von der Primärenergiequelle bis zum Verbrauch eines Fahrzeugs pro gefahrenen Kilometer („well-to-wheels“) mit einbeziehen.

In einer Gesamtstudie aller Stufen mit insgesamt über 400 Energiepfaden, die von der eu​ropä​ischen Öl- und Autoindustrie erstellt wurde, wurden deshalb für die Hauptoptionen Biotreibstoffe, Erdgas und Wasserstoff so wie die Referenzkraftstoffe Benzin und Diesel der Energieverbrauch, die Treibhausgasemission und die Kosten untersucht. Es zeigt sich, dass der Übergang von den bislang verwendeten Kraftstoffen auf Mineralölbasis zu alternativen Treibstoffen die CO2-Emissionen deutlich reduzieren kann, dass dies aber in vielen Fällen zu höherem Energieverbrauch führt. 

Eine Voraussage der Einspar- und CO2-Minderungspotentiale im Verkehrssektor hat für die zwei Zeithorizonte bis 2010 und bis 2020 natürlich eine sehr unterschiedliche Genauigkeit. Während die Entwicklung für die Zeit bis 2010 mehr oder weniger absehbar ist, kann es für den Zeitraum bis 2020 keine Prognosen geben, sondern nur eine Abschätzung der Möglich​keiten, die sich ergeben, falls bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. 

Zunächst kann man sagen, dass die von der Europäischen Kommission anvisierten Ziele ei​nes Marktanteils alternativer Treibstoffe in der EU von ca. 8% im Jahr 2010 und ca. 20% im Jahr 2020 (Tab. 1) als realistisch erscheinen. Das vorgesehene Substitutionsszenario bietet darüber hinaus die Perspektive für einen weiteren kontinuierlichen Ausbau alternativer Treib​stoffe. Die Verwirklichung dieser Ziele bedarf jedoch klarer politischer Entscheidungen und einer ausreichenden staatlichen Anschubfinanzierung. Im Einzelnen lassen sich die Einsparpotentiale der diskutierten Kraftstoff- und Antriebskon​zepte bis 2020 wie folgt bewerten (dies gilt zunächst für die EU, mit geringen Abwei​chungen aber auch für Deutschland):

• Effizienzsteigerungen bei Diesel- und Benzinmotoren bieten im Zeitraum bis 2010 das größte Einsparpotential und werden auch im darauf folgenden Jahrzehnt weiterhin eine wichtige Rolle spielen. Sie verhindern einen Anstieg des Energieverbrauchs, der ohne sie auf Grund des zunächst weiter zunehmenden Verkehrsaufkommens zu erwarten wäre. Der mittlere spezifische Treibstoffverbrauch der Pkw's in Deutschland hat sich von 1990 bis 2003 von 9,4 auf 8,0 Liter pro 100 km herunterbringen lassen. Es darf damit gerechnet wer​den, dass sich dieser Trend fortsetzt. Bleibt es bei dieser Absenkungsrate, kann für 2020 mit einem Verbrauch von 6,5 l/100 km gerechnet werden.

• Biokraftstoffe werden bis 2010 nur als Beimischungen von bis zu 5% Bioethanol/Biodiesel zum Kraftstoff in Erscheinung treten und könnten im Jahr 2010 den angestrebten Marktan​teil von 5,75 % erreichen. Ab 2010 werden synthetische Kraftstoffe aus Biomasse (BTL) die konventionellen Biokraftstoffe mehr und mehr verdrängen. Insgesamt können Biokraftstoffe bis zum Jahr 2020  einen Marktanteil von 8% oder mehr erreichen.   

• Erdgas wird bis 2010 nur einen Marktanteil von 0,5-1% erreichen, hat aber das Potential, bis zum Jahr 2020 einen Anteil wesentlich über 5% zu erzielen (die im EU-Szenario ange​peilten 10% erscheinen realistisch). Erdgas kann auf ausgereifte Fahrzeugtechnologien setzen, erfordert aber einen erheblichen Ausbau des Tankstellennetzes und eine breitere Palette an optimierten Erdgasfahrzeugen. 

• In geringerem Umfang kann auch Autogas (Liquified Petroleum Gas, LPG) einen wachsen​den Anteil am alternativen Kraftstoffmarkt gewinnen (im „New proposal 2020“ wird sein Beitrag  im Jahr 2020 bei 5% gesehen). 

• Wasserstoff wird dagegen erst nach 2020 eine größere Bedeutung als alternativer Kraftstoff gewinnen. Bis 2020 wird sein Anteil nur auf etwa 2% ansteigen (vgl. reduzierte Prognose im „New proposal 2020“), was jedoch bereits als entscheidende Schwelle für den Beginn einer Marktdurchdringung angesehen wird. 

Um die durch diese Substitution eingesparten CO2-Emissionen abzuschätzen, müssen die erwarteten Anteile alternativer Kraftstoffe jeweils mit den entsprechenden CO2-Reduk​tionspotentialen multipliziert werden. Man erhält dann pro gefahrenen Personenkilometer für 2020 eine Reduktion der spezifischen CO2-Emissionen um etwa 10% der derzeitigen Werte (dazu tragen Biotreibstoffe 4-6%, Erdgas und Autogas zusammen 3-5% und Wasserstoff 0,5-1% bei). Da man davon ausgeht, dass das Verkehrsaufkommen in Deutschland in den nächsten Jahren zunächst noch weiter zunimmt, ehe es dann ab etwa 2010 leicht zurückgeht, werden die durch den Personenverkehr er​zeugten Gesamt-CO2-Emissionen zunächst nur langsam zurückgehen. Bis zum Jahr 2020 kann man dann aber mit einer Reduktion der jährlichen Gesamt-CO2-Emissionen von etwa 8%  der Werte von 2002 rechnen. Dies entspräche einer Reduktion um etwa 20 Millionen Tonnen CO2  pro Jahr. Diese Zahl bezeichnet gegenüber dem Trend der Vergangenheit eine zusätzliche Ver​minderung und wurde in Tabelle 3 eingetragen.

11.
Kernenergie für die Stromerzeugung  

Die Kernenergie ist in Deutschland mit einem Versorgungsanteil von ca. 28% unverändert die wichtigste einzelne Primärenergie für die Stromerzeu​gung. Derzeit sind 17 Kern​kraftwerksblöcke mit einer installierten Nettoleistung von 20.303 Megawatt in Betrieb. Im Jahre 2004 produzierten sie – noch unter Beteiligung der im Mai 2005 endgültig stillgelegten Anlage Obrigheim – zusammen 167,1 Mrd. kWh. Wegen ihrer niedrigen Brennstoffkosten werden Kernkraftwerke in der Grundlast eingesetzt und decken diese etwa zur Hälfte ab. Für den Klimaschutz ist entscheidend, dass dieser Strom ohne Emission von Kohlendioxid produziert wird. 

Während die Entwicklung und Nutzung der Kernenergie anfangs von einer breiten politischen und gesellschaftlichen Zustimmung getragen wurde, wurde sie im Laufe der 1970er Jahre, und vor allem seit dem Reaktorunfall in Tschernobyl 1986, immer mehr zu einem kontroversen Thema.

Die Bundesregierung verfolgt seit 1998 eine Politik des schrittweisen Ausstiegs aus der Kern​energie. Sie führt an, die Kernenergie sei wegen der technischen Risiken, der ungesicherten Ent​sorgung und der Proliferationsgefahr auf Dauer nicht zu verantworten; überdies ließen die Uranreserven einen langfristigen Einsatz der Kernenergie nicht zu. Die Bundesregierung hat deshalb im Jahr 2000 mit der Stromwirtschaft eine Laufzeitbegrenzung der bestehenden Kernkraftwerke ausgehandelt, ausgedrückt in einer Reststrommenge, die für jedes einzelne Kernkraftwerk seinem Alter entsprechend festgelegt wurde und nach deren Aus​schöpfung die Betriebsgenehmigung erlischt. Bei diesem Kompromiss wurden die Rest​strommengen auf der Basis einer ausgehandelten Gesamtlebensdauer eines jeden Kernkraft​werks von 32 Jahren berechnet und in einer 2002 in Kraft getretenen Novelle des Atomgesetzes festgeschrieben.

Bis jetzt sind im Zuge der Ausstiegspolitik nur die relativ kleinen Kernkraftwerke Stade (672 MW, November 2003) und Obrigheim (340 MW, Mai 2005) abgeschaltet worden. Etwa vom Jahr 2008 an steht, entsprechend der Altersstruktur der Anlagen, die Abschaltung großer Einheiten an. Bald nach dem Jahr 2020 müssen auch die jüngsten Kernkraftwerke ihren Betrieb einstellen, wenn es nicht zu einer Änderung der jetzigen Befristung kommt.

Es wird in der Studie näher ausgeführt, dass von einem physikalischen Standpunkt aus gesehen, die jetzige Befristung eher willkürlich erscheint, da sich weder an der Sicherheitslage noch am Endlagerungsproblem wesentliches ändern würde, wenn die Laufzeiten verlängert würden. Ebenso wäre genug Uran vorhanden. Auf der anderen Seite ist die CO2-freie Stromerzeugung von 167 TWh p.a. ein enormer Vorteil für den Klimaschutz. Wenn alle Kernkraftwerke tatsächlich abgeschaltet werden müssten, so müssten sie bis 2020 durch moderne fossil befeuerte Kraftwerke ersetzt werden, die schon im günstigen Fall (Gas/fossil = 40%, siehe Tab. 7) zusätzlich 112 Mt CO2 p.a. ausstoßen würden. (Die erneuerbaren Energiequellen werden ja ohnehin bis dahin mit größtmöglichem Tempo ausgenutzt, und ihr Strom wird prioritär eingespeist.) Die 112 Mt p.a. stehen deshalb in der Tabelle 3 mit einem +-Zeichen. 

FOLGERUNGEN

12.
Abschätzung der Treibhausgas-Emissionen im Jahre 2020

Die Zahlen der Tabelle 3 (S. 9) lassen sich mit den Ergebnissen der Abbildung 2 (S. 7) kombinieren. Wir unterscheiden vier Fälle danach, ob die zusätzlichen Faktoren eintreten, welche ggf. den Trend verbessern oder verschlechtern würden. Im günstigsten Fall läuft die Kernkraft weiter und der Trend wird maximal verbessert, indem alle Zusatzmaßnahmen eintreten. Im ungünstigsten Fall wird die Kernkraft gestoppt, und keine der Zusatzmaßnahmen führt zu einer Verbesserung. Außerdem gibt es die Mischfälle. So ergibt sich Tabelle 9 mit den Vorausschätzungen der Treibhausgas-Emissionen für 2020.

	
	Kernkraft

läuft weiter
	Kernkraft

 gestoppt

	Trend

gleichbleibend
	871
	983

	Trend

max. verbessert
	814
	926





   Tab. 9: Abschätzung der Treibhausgas-Emissionen für 

   das Jahr 2020 in Mt CO2-Äqu. nach Tab. 3 und Abb. 2

In jedem Fall wird unterstellt, dass die Bemühungen um CO2-Reduktion etwa in gleicher Intensität weiterlaufen wie in den vergangenen 15 Jahren, also etwa gleichhohe Investitionen pro Jahr und gleichhohe Zuwächse pro Jahr für CO2-Vermeidungskosten. Es wird auch unterstellt, dass die starken jährlichen Reduktionen bei CH4 und N2O in den kommenden 15 Jahren weiter so gelingen wie bisher – sie machen schließlich über 40% der erhofften trendgemäßen Einsparungen von 2005 bis 2020 aus. 

Fassen wir noch einmal den ganzen 30-Jahres-Zeitraum der Studie ins Auge und tragen wir die beiden politischen Ziele für die deutschen Treibhausgas-Emssionen sowie die bisher erreichten Werte als Funktion der Zeit ein, so ergibt sich Abbildung 8. Die Kyoto-Verpflichtung, minus 21% bezüglich 1990 in den Jahren 2008/12 zu erreichen, ist ein völkerrechtlicher Vertrag. Das Ziel, bis zum Jahr 2020 minus 40% bezüglich 1990 zu erreichen, ist ein Ziel, das die Bundesregierung verkündet hat; es soll gegenüber der EU ein Angebot sein, falls dieselbe "minus 30%" für die gesamte EU beschließt. Unter dem Gesichtspunkt der Erreichbarkeit erkennt man in Abb. 8, dass dieses  Ziel zu ehrgeizig ist. Es wird selbst mit weiterlaufender Kernkraft und maximaler Verbesserung des Trends um ca. 60 Mt p.a. verfehlt. 

Unter dem langfristigen Gesichtspunkt, dass die Industrieländer ihre Treibhausgas-Emissionen in einem Maß herunterbringen müssen, wie es in Abschnitt 1 charakterisiert wurde, sind solche  
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Abb. 8: Kyoto-Gas-Emissionen Deutschlands in Mt CO2-Äqu., sowie die  

Emissionsziele für 2008/12 und für 2020. Am rechten Rand sind die Werte 

der Tab. 9 eingetragen. Der Trend ist der extrapolierte Wert von Abb. 2. 

Vorstellungen aber durchaus angebracht. Die Bundesregierung hält es für erforderlich, dass die im Kyoto-Protokoll für die erste Verpflichtungsperiode 2008 bis 2012 enthaltenen Verpflichtungen der Industriestaaten in den darauf folgenden Verpflichtungsperioden drastisch verschärft werden, schreibt sie. Man sollte daraus den Schluss ziehen, dass der Klimaschutz verstärkt werden muss.

13. 
Stärkung des Klimaschutzes

Im Hinblick auf eine Stärkung des Klimaschutzes sollten die Optionen der deutschen Energiepolitik so breit wie möglich angelegt sein. In einer sich über viele Jahrzehnte erstreckenden Phase der Umorientierung der Energietechnik hin zu emissionsarmen Verfahren ist die Verfügungsmöglichkeit über ver​schiedene Optionen wichtig, weil der endgültige wirtschaftlich-technische Erfolg jeder einzel​nen Option nicht vorher zu wissen ist und deshalb Alternativen gebraucht werden, die sich im Wettbewerb optimieren lassen. 

Zu diesen Optionen gehört zunächst die CO2-Sequestrierung an fossil befeuerten Kraftwer​ken. Für die Abtrennung von CO2 ebenso wie für seine langfristige Lagerung liegen weltweit bereits genügend Erfahrungen vor, die die Errichtung von Kraftwerken möglich machen, in denen beides kombiniert wird. Angesichts der im industriellen Maßstab begonnenen Projekte und der von der Bundesregierung mitfinanzierten und koordinierten Forschung und Entwicklung (COORE​TEC-Programm) gehen wir davon aus, dass diese Option bereits in die deutsche Ener​giepolitik eingefügt ist. Mit steigenden Preisen der CO2-Emissionsrechte kommen diese Kraftwerke in den Bereich der Wirtschaftlichkeit.

Im Hinblick darauf, dass die Optionen der deutschen Energiepolitik so breit wie möglich angelegt sein sollten, wird in der Studie auf zwei Optionen hingewiesen, die noch nicht Teil der deutschen Energiepolitik sind: Verlängerung der Laufzeit der Kernkraft, sowie Errichtung von Solarkraftwerken im Süden.

Plädoyer für das Weiterlaufenlassen der Kernkraft

Es besteht eine prinzipielle Diskrepanz zwischen den Planungen bezüglich der CO2-Reduk​tionen, die sich aus heutiger Sicht als zu optimistisch herausstellen, und dem festen Zeitplan der Abschaltung der Kernenergie. Hatte man früher gehofft, genügend Spielraum für eine Kompensation der wegfallenden CO2-freien Strommengen zu haben, so muss man heute einsehen, dass diese Rechnung nicht aufgeht. Vielmehr ist es geboten, die Abschaltpläne zeitlich so zu strecken, wie es die Realisierungsmöglichkeiten der CO2-Reduktion erlauben. Den zeitlich bereits fixierten Plan zur Abschaltung bestehen zu lassen, während sich die zeit​lichen CO2-Reduktionsziele nicht einhalten lassen, führt am Klimaschutz vorbei. Die Kernkraft sollte so lange weiterlaufen, bis die CO2-freie Produktion von 168 TWh/a durch die erneuer​baren Energien (oder ggf. fossile Kraftwerke mit CO2-Sequestrierung) substituiert werden kann.

In der Studie wird keine Stellung für oder gegen die Kernenergie bezogen. Unabhängig davon, ob zu einer späteren Zeit die Kernkraft eine Renaissance erleben sollte oder ob sie endgültig verschwindet, soll hier auf den engen Zusammenhang hingewiesen werden, der vernünftiger​weise zwischen der Bemü​hung um CO2-Reduktion und dem Aufgebenwollen von 168 TWh/a CO2-freier Stromproduktion gesehen werden muss. Wie die Analyse gezeigt hat, ist die Bemühung um CO2-Reduk​tion bisher noch nicht so erfolgreich gewesen, wie sie sein müsste, um die Kernkraft bis 2020 abschalten zu können.

Plädoyer für solarthermische Kraftwerke im Sonnengürtel der Erde
Vom physikalisch-technischen Gesichtspunkt aus gibt es kaum Zweifel daran, dass solar​thermische Kraftwerke eine der besten Optionen für die Bereitstellung der benötigten großen Mengen CO2-freien Stroms darstellen. Die notwendige Erforschung und Entwicklung dieser Technologie ist seit ca. 25 Jahren im Gange und hat schon seit dem Ende des letzten Jahr​zehnts ein Stadium erreicht, in dem man ihre Markteinführung hätte in Angriff nehmen sollen. Forschung kann ebenso wie Papierstudien immer weiter fortgeführt werden; der Weg vom Labor und dem Prototyp zur industriellen Fertigung und zur Errichtung kompletter Anlagen hat aber seine eigenen Zeitkonstanten. Will man diese besonders geeignete Technik nicht ver​säumen, müssen jetzt dringend die notwendigen Schritte getan werden.

Deutschland sollte an der Entwicklung und Markteinführung solarthermischer Kraftwerke aus drei Gründen  interessiert sein:

(a) Der Import von solarthermisch erzeugtem Strom kann zur Verminderung und letztlich Eliminierung der Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen einschließlich Erdgas bei​tra​gen.

(b)
Die Beteiligung deutscher Industrie an der Entwicklung solarthermischer Pilotanlagen wird den beteiligten Firmen einen wichtigen Vorsprung beim mittelfristig bevorstehenden Bau von vielen und großen Anlagen geben.

(c)
Deutschland kann sich Emissionsrechte sichern bei der Erstellung solarthermischer An​lagen zur Stromversorgung der Länder des Sonnengürtels der Erde im Rahmen der in​ternationalen Kyoto-Mechanismen des „Clean Development“.

Deutsche Forschungszentren sind an der Forschung auf dem Gebiet solarthermischer Anla​gen stark beteiligt, die DLR sogar in führender Position. Dies ist eine wichtige Voraussetzung für eine führende Stellung des Landes auf dem Gebiet der Solarthermie. Ebenso wichtig sind zum gegenwärtigen Zeitpunkt Maßnahmen zur Markteinführung der Solarthermie, analog dem Vorgehen in den letzten Jahren im Falle der Windenergie, das deutschen (und däni​schen) Herstellern von Windturbinen eine Spitzenstellung eingebracht hat.

Spanien hat mit einem neuen Einspeisegesetz und drei (technisch unterschiedlichen und auf 50 MW Leistung begrenzten) solarthermischen Pilotprojekten einen ersten Schritt auf dem Wege zur Markteinführung der Solarthermie unternommen. Die nächsten Schritte in Richtung auf größere Anlagen sollten auch die für die Stromversorgung Mitteleuropas ins Auge ge​fassten Standort-Staaten in Nordafrika einbeziehen. 

Deutschland bejaht die im Kyoto-Protokoll vorgesehenen Instrumente der "Joint Implementa​tion" und des "Clean Development Mechanism". Es fehlt jedoch an einer Strategie, die darauf gerichtet ist, einen wesentlichen Beitrag zum Klimaschutz durch entsprechende Projekte im Ausland, insbesondere in Entwicklungs- und Schwellenländern, zu erbringen. 

Die Deutsche Physikalische Gesellschaft hat sich in den letzten Jahren wiederholt und dezi​diert für diese aussichtsreiche Technik zur Reduzierung des CO2-Ausstoßes eingesetzt. Sie appelliert hier noch einmal an alle Beteiligten, Industrie, Stromwirtschaft und die betroffenen Regierungsinstanzen, das in ihren Kräften Stehende zu tun für einen baldigen Start des hier skizzierten Programms zur Markteinführung der CO2-freien solarthermischen Kraftwerkstechnik.
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